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Abstimmen heisst absteigen
Laut Umfrage werden die Schweizer
Stimmbürgerund Stimmbürgerinnen Ende November

die Ausschaffungsinitiative annehmen.
Eine Drohung,die nicht nur erschreckt,
sondern dazu einlädt,den Zustand unserer
Demokratie schonungslos zu betrachten.

Vergessen wir nicht: E ine Annahme einer
solchen Initiative bedeutet, dass der SVP-

Wählerlnnenanteilim Minimum verdoppelt
würde. Nicht nur Leuteder bürgerlichen Mitte,

sondern auch traditionelle oder tendenzielle

SP-Wählerlnnen stimmen Ja zu dieser
menschenrechtsfeindlichen Initiative. Es ist
an der Zeit, die gängige Erklärung von der
Verwirrung der Stirn m bürgerlnnen durch die
SVP-Propaganda- und Lügenmaschineriezu
erganzen mit allgemeinen anthropologischen

und staatstheoretischen Überlegungen.

Nehmen wir als Beispiel die oft gemachte

Aussage, das s die Grenzen zwischen links
und rechts heute fliessend seien. Gut
gemeint und auch nicht ganz falsch, haben
solche Behauptungen einen Analysewert
von null. Sie erklären die grundlegende
anthropologische Tatsache nicht, dass der
menschliche und also auch der gesellschaftliche

Normalzustand nicht die allgemeine
Beachtung der Menschenrechte oder des
Völkerrechts ist - dass also für Menschen-
und Völkerrechte das Wort Errungenschaft
noch sehr untertrieben ist und sie immer
wieder neu von einer kollektiven
Organisationsstruktur erkämpft werden müssten.

Nicht einmal so etwas Banales wie die
Grenzen zwischen links und rechts sind je
eine Sache der Leute selber gewesen. Diese
Grenze war vielmehr immer nur eine, die
mühsam übereinevon ElitengehüteteThe-
orie oder Parteidisziplin aufrechterhalten
worden ist. Dass zum Beispiel der Kommunist

kein Sexist und Rassist zu sein hat,entsprach

auch früher nur selten den Wünschen
des einfachen Proleten, sondern war eine
Fortschrittsverordnung, ein notwendiges
Übel,dass man aufdem Wegzur Herrschaft
des Proletariats in Kauf nahm. Schon immer
war es die Aufgabe aller Organisationsformen

von Kollektiven, die archaischen Insti

nkte wie Mord lust, Sozia Ineid und Sippen-
haftungzuzähmen,zu bearbeiten unddurch
Ersatzbefriedigungen zur Aufgabe zu zwingen.

Auch der Widerstand der adligen
Offiziere um Graf Stauffenberg gegen Hitler

entzündete sich zuallererst an den Ele-

mentender Mobherrschaft im NS-Staat-und
nicht am Krieg,den sieerst ablehnten,als er
nicht mehr zu gewinnen war. Die nur von
den allerschlimmsten Regimen dauerhaft
gebrochene zivilisatorische Regel, dass die
Gesetze zum Schutz der Bevölkerung
fortschrittlicher sein sollen als diese selbst und
die Rhetorik sowie das Verhalten der
politischen Klasse vernünftiger, ist seit einigen
Jahren in den stabilsten Demokratien Europas

aufgeweicht.
Nebst Berlusconi-Italien und Haider/

Strache-ÖsterreichtutsichseitderMinarett-
und vor allem seit der Verwahrungsinitiative

insbesondere die Schweiz darin hervor,
die Errungenschaften in Sachen kollektiven
Triebverzichts Stück um Stück aufzugeben.
Unter den Gründen dafür ist der schlechte
Zustand des Monotheismus, dieses alten
e u ro pä i sc h e n Ka m pfp latzes fü rein gewi s ses

kollektives moralisches Niveau, nicht der
geringste. Nicht zu unterschätzen ist aber
auch, das seit 1989 erfolgreich propagierte
Ideologieverbot, das den Menschen die für
ihre Würde lebenswichtige Möglichkeit
nimmt, ihr Leben unter eine etwas grössere
Ideeais ihreeigeneMeinungzu stellen.Und
so wird Vorlage um Vorlage von den
orientierungslosen und von Abstiegsangsten
heimgesuchten Bürgerinnen entschieden,
indem die eigene Meinung als ein Akt

subjektiver Selbstbehauptung inszeniert wird.
Mächtig ist, wer solche Vorlagen vorlegt.

Am Endedieses überVolksabstimmungen
legitimierten kulturellen Abstiegsprozesses,
das noch nicht absehbar ist, stünde eine
Verfassung, die ihr Versprechen, die harten
kapitalistischen Verhältnisse wenigstens
dure h so etwa s wie G rund rechte und
Rechtsgleichheit zu veredeln, nicht mehr einlösen
könnte. Mit allen Folgen gesellschaftlicher
Diffusion,die wir bereits kennen.

Und fa Ils, wie eine weitere Umfrage
suggeriert, es auch ein Ja zur Steuergerechtig-
keitsinititative geben würde,dann wäre die
Freude mindestens durch die Tatsache ge-
trübt,dassdieSchnittmengejenerLeute,die
ein Doppelja eingelegt haben,ziemlichgross
sein dürfte. Rolf Bossart

324


	In dürftiger Zeit

